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Kreis Viersen 
 

490/2019 Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 

 
Gemäß §§ 1 und 10 des Landeszustellungsgesetzes NW (LZG NW) vom 07.03.2006 in der derzeit 
gültigen Fassung wird der 
 
 
 

Bußgeldbescheid des Amtes für Ordnung und Straßenverkehr vom 14.05.2019 
Aktenzeichen 03240807326/grä  

gegen 
 

Herrn 
Roman Janusz Siwek 

Graf-Bernadotte-Straße 12 
47906 Kempen 

 
 
 
öffentlich zugestellt, da die vorgenannte Person postalisch nicht zu erreichen ist. 
 
Die öffentliche Zustellung erfolgt durch öffentliche Bekanntmachung im Amtsblatt des Kreises Viersen. 
 
Der Bußgeldbescheid liegt beim Kreis Viersen, Amt für Ordnung und Straßenverkehr, Rathausmarkt 3, 
41747 Viersen, Zimmer 0120 a für den Empfänger offen und kann dort vom Empfänger eingesehen 
werden. 
 
Der Bescheid gilt 2 Wochen nach Veröffentlichung im Amtsblatt als zugestellt und wird rechtskräftig und 
vollstreckbar, wenn nicht innerhalb von 2 Wochen nach Zustellung Einspruch eingelegt wird. 
 
Viersen, 10.07.2019 
 
Im Auftrag 
 
Pulter/Ruminski 
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491/2019 Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 

 
Gemäß §§ 1 und 10 des Landeszustellungsgesetzes NW (LZG NW) vom 07.03.2006 in der derzeit 
gültigen Fassung wird der 
 
 
 

Bußgeldbescheid des Amtes für Ordnung und Straßenverkehr vom 12.07.2019 
Aktenzeichen 03240813563/ha  

gegen 
 

Herrn 
Zbigwiew Nowacki 

Gladno 57 
PL-62-513 KRZYMOW 

 
 
 
öffentlich zugestellt, da die vorgenannte Person postalisch nicht zu erreichen ist. 
 
Die öffentliche Zustellung erfolgt durch öffentliche Bekanntmachung im Amtsblatt des Kreises Viersen. 
 
Der Bußgeldbescheid liegt beim Kreis Viersen, Amt für Ordnung und Straßenverkehr, Rathausmarkt 3, 
41747 Viersen, Zimmer 0114 für den Empfänger offen und kann dort vom Empfänger eingesehen wer-
den. 
 
Der Bescheid gilt 2 Wochen nach Veröffentlichung im Amtsblatt als zugestellt und wird rechtskräftig und 
vollstreckbar, wenn nicht innerhalb von 2 Wochen nach Zustellung Einspruch eingelegt wird. 
 
Viersen, 15.07.2019 
 
Im Auftrag 
 
Pulter/Ruminski 
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492/2019 Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 

 
Gemäß §§ 1 und 10 des Landeszustellungsgesetzes NW (LZG NW) vom 07.03.2006 in der derzeit 
gültigen Fassung wird der 
 
 
 

Bußgeldbescheid des Amtes für Ordnung und Straßenverkehr vom 15.07.2019 
Aktenzeichen 03280332096/po  

gegen 
 

Herrn 
Marcin Andrzej Szewczyk 

Beskidzka 25 m. 2 
PL-04-287 WARSZAWA 

 
 
 
öffentlich zugestellt, da die vorgenannte Person postalisch nicht zu erreichen ist. 
 
Die öffentliche Zustellung erfolgt durch öffentliche Bekanntmachung im Amtsblatt des Kreises Viersen. 
 
Der Bußgeldbescheid liegt beim Kreis Viersen, Amt für Ordnung und Straßenverkehr, Rathausmarkt 3, 
41747 Viersen, Zimmer 0109 für den Empfänger offen und kann dort vom Empfänger eingesehen wer-
den. 
 
Der Bescheid gilt 2 Wochen nach Veröffentlichung im Amtsblatt als zugestellt und wird rechtskräftig und 
vollstreckbar, wenn nicht innerhalb von 2 Wochen nach Zustellung Einspruch eingelegt wird. 
 
Viersen, 16.07.2019 
 
Im Auftrag 
 
Pulter/Ruminski 
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493/2019 Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 

 
Gemäß §§ 1 und 10 des Landeszustellungsgesetzes NW (LZG NW) vom 07.03.2006 in der derzeit 
gültigen Fassung wird der 
 
 
 

Bußgeldbescheid des Amtes für Ordnung und Straßenverkehr vom 16.07.2019 
Aktenzeichen 03240827661/le  

gegen 
 

Herrn 
Vlastimil Simek 

Vysocany Sokolosch c.p. 14/324 
CZ- PRAHA 9 

 
 
 
öffentlich zugestellt, da die vorgenannte Person postalisch nicht zu erreichen ist. 
 
Die öffentliche Zustellung erfolgt durch öffentliche Bekanntmachung im Amtsblatt des Kreises Viersen. 
 
Der Bußgeldbescheid liegt beim Kreis Viersen, Amt für Ordnung und Straßenverkehr, Rathausmarkt 3, 
41747 Viersen, Zimmer 0120 A für den Empfänger offen und kann dort vom Empfänger eingesehen 
werden. 
 
Der Bescheid gilt 2 Wochen nach Veröffentlichung im Amtsblatt als zugestellt und wird rechtskräftig und 
vollstreckbar, wenn nicht innerhalb von 2 Wochen nach Zustellung Einspruch eingelegt wird. 
 
Viersen, 16.07.2019 
 
Im Auftrag 
 
Pulter/Ruminski 
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494/2019 Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 

 
Gemäß §§ 1 und 10 des Landeszustellungsgesetzes NW (LZG NW) vom 07.03.2006 in der derzeit 
gültigen Fassung wird der 
 
 
 

Bußgeldbescheid des Amtes für Ordnung und Straßenverkehr vom 26.06.2019 
Aktenzeichen 03195076242/sv  

gegen 
 

Herrn 
Rabeh Zaher 

Norrebrogade 92 a 
DK-2200 KOPENHAGEN NORD 

 
 
 
öffentlich zugestellt, da die vorgenannte Person postalisch nicht zu erreichen ist. 
 
Die öffentliche Zustellung erfolgt durch öffentliche Bekanntmachung im Amtsblatt des Kreises Viersen. 
 
Der Bußgeldbescheid liegt beim Kreis Viersen, Amt für Ordnung und Straßenverkehr, Rathausmarkt 3, 
41747 Viersen, Zimmer 0114 für den Empfänger offen und kann dort vom Empfänger eingesehen wer-
den. 
 
Der Bescheid gilt 2 Wochen nach Veröffentlichung im Amtsblatt als zugestellt und wird rechtskräftig und 
vollstreckbar, wenn nicht innerhalb von 2 Wochen nach Zustellung Einspruch eingelegt wird. 
 
Viersen, 16.07.2019 
 
Im Auftrag 
 
Pulter/Ruminski 
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495/2019 Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 

 
Gemäß §§ 1 und 10 des Landeszustellungsgesetzes NW (LZG NW) vom 07.03.2006 in der derzeit 
gültigen Fassung wird der 
 
 
 

Bußgeldbescheid des Amtes für Ordnung und Straßenverkehr vom 17.07.2019 
Aktenzeichen 03195191114/le  

gegen 
 

Herrn 
Georgios Gavriilidis 

Gereonstr. 2 
41747 Viersen 

 
 
 
öffentlich zugestellt, da die vorgenannte Person postalisch nicht zu erreichen ist. 
 
Die öffentliche Zustellung erfolgt durch öffentliche Bekanntmachung im Amtsblatt des Kreises Viersen. 
 
Der Bußgeldbescheid liegt beim Kreis Viersen, Amt für Ordnung und Straßenverkehr, Rathausmarkt 3, 
41747 Viersen, Zimmer 0120 A für den Empfänger offen und kann dort vom Empfänger eingesehen 
werden. 
 
Der Bescheid gilt 2 Wochen nach Veröffentlichung im Amtsblatt als zugestellt und wird rechtskräftig und 
vollstreckbar, wenn nicht innerhalb von 2 Wochen nach Zustellung Einspruch eingelegt wird. 
 
Viersen, 17.07.2019 
 
Im Auftrag 
 
Pulter/Ruminski 
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496/2019 Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 

 
Gemäß §§ 1 und 10 des Landeszustellungsgesetzes NW (LZG NW) vom 07.03.2006 in der derzeit 
gültigen Fassung wird der 
 
 
 

Bußgeldbescheid des Amtes für Ordnung und Straßenverkehr vom 17.06.2019 
Aktenzeichen 03195102111/rü  

gegen 
 

Herrn 
Romica Ionel Lacatus 

Calle Manuel Bermejo Hernandez 16 
E-10600 PLASENCIA.CACERES 

 
 
 
öffentlich zugestellt, da die vorgenannte Person postalisch nicht zu erreichen ist. 
 
Die öffentliche Zustellung erfolgt durch öffentliche Bekanntmachung im Amtsblatt des Kreises Viersen. 
 
Der Bußgeldbescheid liegt beim Kreis Viersen, Amt für Ordnung und Straßenverkehr, Rathausmarkt 3, 
41747 Viersen, Zimmer 0114 für den Empfänger offen und kann dort vom Empfänger eingesehen wer-
den. 
 
Der Bescheid gilt 2 Wochen nach Veröffentlichung im Amtsblatt als zugestellt und wird rechtskräftig und 
vollstreckbar, wenn nicht innerhalb von 2 Wochen nach Zustellung Einspruch eingelegt wird. 
 
Viersen, 18.07.2019 
 
Im Auftrag 
 
Pulter/Ruminski 
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497/2019 Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 

 
Gemäß §§ 1 und 10 des Landeszustellungsgesetzes NW (LZG NW) vom 07.03.2006 in der derzeit 
gültigen Fassung wird der 
 
 
 

Bußgeldbescheid des Amtes für Ordnung und Straßenverkehr vom 08.07.2019 
Aktenzeichen 03240825766/hö  

gegen 
 

Herrn 
Helmut Horbach 
Niederheide 76 

47877 Willich 
 
 
 
öffentlich zugestellt, da die vorgenannte Person postalisch nicht zu erreichen ist. 
 
Die öffentliche Zustellung erfolgt durch öffentliche Bekanntmachung im Amtsblatt des Kreises Viersen. 
 
Der Bußgeldbescheid liegt beim Kreis Viersen, Amt für Ordnung und Straßenverkehr, Rathausmarkt 3, 
41747 Viersen, Zimmer 0109 für den Empfänger offen und kann dort vom Empfänger eingesehen wer-
den. 
 
Der Bescheid gilt 2 Wochen nach Veröffentlichung im Amtsblatt als zugestellt und wird rechtskräftig und 
vollstreckbar, wenn nicht innerhalb von 2 Wochen nach Zustellung Einspruch eingelegt wird. 
 
Viersen, 18.07.2019 
 
Im Auftrag 
 
Pulter/Ruminski 
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498/2019 Öffentliche Zustellung einer Anordnung 

 
Gegen Muhamed,Ali Abdelsayed, letzte bekannte Anschrift: Bahnhofstraße 55, 41334 Nette-
tal, jetziger Aufenthaltsort unbekannt, ist am 17.05.2019 ein  

Bescheid des Landrats des Kreises Viersen,  
Amt für Ordnung und Straßenverkehr,  
Abteilung Führerscheine/Fahrschulen,  
Aktenzeichen: 32/5 – 36 42/Al,  

ergangen. 
 
Gemäß §§ 1 und 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(Landeszustellungsgesetz - LZG NW) vom 07.03.2006 (GV NRW S. 94) in der zurzeit gültigen 
Fassung wird das vorgenannte Dokument hiermit durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. 
 
Eine Zustellung auf eine andere Art kann nicht erfolgen, da der derzeitige Aufenthaltsort des 
Empfängers Empfängerin nicht festgestellt werden kann. 
 
Das Dokument kann montags bis freitags in der Zeit von 07:30 Uhr bis 12:00 Uhr sowie nach 
vorheriger Terminabsprache eingesehen und in Empfang genommen werden auf meiner Dienst-
stelle in 

41747 Viersen 
Rathausmarkt 3 
Amt für Ordnung und Straßenverkehr  
Abteilung Führerscheine/Fahrschulen 
Zimmer 0131. 

 
Durch diese öffentliche Zustellung können Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf 
Rechtsverluste drohen können. 
 
Das Dokument gilt gemäß § 10 LZG NRW als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung 
zwei Wochen vergangen sind. 
 
Viersen, 12.07.2019 
 
Kreis Viersen 
Der Landrat 
Im Auftrag 
gez. 
Alberts 
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499/2019 Öffentliche Zustellung einer Anordnung 

 
Gegen Rafael Tohatan, letzte bekannte Anschrift: Margenului 1a, RO-43031 Baia Mare, jetziger 
Aufenthaltsort unbekannt, ist am 24.05.2019 ein  

Bescheid des Landrats des Kreises Viersen,  
Amt für Ordnung und Straßenverkehr,  
Abteilung Führerscheine/Fahrschulen,  
Aktenzeichen: 32/5 – 36 42/Al,  

ergangen. 
 
Gemäß §§ 1 und 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(Landeszustellungsgesetz - LZG NW) vom 07.03.2006 (GV NRW S. 94) in der zurzeit gültigen 
Fassung wird das vorgenannte Dokument hiermit durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. 
 
Eine Zustellung auf eine andere Art kann nicht erfolgen, da der derzeitige Aufenthaltsort des 
Empfängers nicht festgestellt werden kann. 
 
Das Dokument kann montags bis freitags in der Zeit von 07:30 Uhr bis 12:00 Uhr sowie nach 
vorheriger Terminabsprache eingesehen und in Empfang genommen werden auf meiner Dienst-
stelle in 

41747 Viersen 
Rathausmarkt 3 
Amt für Ordnung und Straßenverkehr  
Abteilung Führerscheine/Fahrschulen 
Zimmer 0131. 

 
Durch diese öffentliche Zustellung können Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf 
Rechtsverluste drohen können. 
 
Das Dokument gilt gemäß § 10 LZG NRW als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung 
zwei Wochen vergangen sind. 
 
Viersen, 19.07.2019 
 
Kreis Viersen 
Der Landrat 
Im Auftrag 
 
gez. 
Alberts 
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500/2019 Verbindliche Pflegebedarfsplanung 

 
Verbindliche Pflegebedarfsplanung nach § 7 Abs. 6 Alten- und Pflegegesetz Nordrhein-West-
falen (APG NRW) als Grundlage für eine Entscheidung nach § 11 Abs. 7 APG NRW über die 
bedarfsabhängige Förderung zusätzlicher Pflegeplätze in teil- und vollstationären Pflegeein-
richtungen im Kreis Viersen / Umsetzung von § 27 Abs. 1 der Verordnung zur Ausführung des 
Alten- und Pflegegesetzes Nordrhein-Westfalen (APG DVO NRW) und nach § 8a SGB XI  

 
Aufgrund des § 7 Absatz 6 Satz 1 des Gesetzes zur Weiterentwicklung des Landespflegerechts und 
Sicherung einer unterstützenden Infrastruktur für ältere Menschen, pflegebedürftige Menschen und 
deren Angehörige (Alten- und Pflegegesetz Nordrhein-Westfalen – APG NRW) vom 2. Oktober 2014 
(GV. NRW. 2014 S. 625) in der derzeit geltenden Fassung wird Folgendes öffentlich bekannt gemacht: 
 

1. Der Kreistag des Kreises Viersen hat entsprechend § 11 Abs. 7 APG NRW in seiner Sitzung am 
25.Juni 2015 beschlossen, eine Förderung teil- und vollstationärer Pflegeeinrichtungen im Sinne der 
§§ 13 und 14 APG NRW, die innerhalb seines örtlichen Zuständigkeitsbereiches neu entstehen und 
zusätzliche Plätze schaffen sollen, davon abhängig zu machen, dass für diese Einrichtung auf der 
Grundlage der örtlichen verbindlichen Bedarfsplanung nach Ziffer 2 ein Bedarf bestätigt wird (Bedarfs-
bestätigung). Der Kreistag des Kreises Viersen hat entsprechend § 11 Abs. 7 APG NRW in seiner 
Sitzung am 25. Juni 2015 beschlossen, eine Förderung teil- und vollstationärer Pflegeeinrichtungen 
im Sinne der §§ 13 und 14 APG NRW, die innerhalb seines örtlichen Zuständigkeitsbereiches neu 
entstehen und zusätzliche Plätze schaffen sollen, davon abhängig zu machen, dass für diese Einrich-
tung auf der Grundlage der örtlichen verbindlichen Bedarfsplanung nach Ziffer 2 ein Bedarf bestätigt 
wird (Bedarfsbestätigung). 
 

2. Der Kreistag des Kreises Viersen hat in seiner Sitzung am 04. Juli 2019 – nach Beratung in der Kom-
munalen Konferenz Alter und Pflege am 08. Mai 2019 - beschlossen, Teil B des Jahresberichtes zur 
kommunalen Pflegeplanung (Stand: März 2019) gemäß § 7 Abs. 6 APG NRW zur verbindlichen Pfle-
gebedarfsplanung für den Kreis Viersen zu erklären (Sitzungsvorlage 99/2019).  
 

3. Diese Planung ist bis zur Aktualisierung, spätestens bis zum 30. Juni 2022, Grundlage für verbindliche 
Entscheidungen über die bedarfsabhängige Förderung zusätzlicher Pflegeplätze in teil- und vollstati-
onären Pflegeeinrichtungen im Kreis Viersen. Mit dem Beschluss des Kreistags des Kreises Viersen 
vom 25. Juni 2015 zur verbindlichen Bedarfsplanung für Pflegeplätze in teil- und vollstationären Pfle-
geeinrichtungen im Kreis Viersen nach § 11 Absatz 7 APG NRW wurde hierfür die Grundlage ge-
schaffen. Die Veröffentlichung im Amtsblatt des Kreises Viersen (Nr. 19) erfolgte am 09. Juli 2015. 
Die letzten beiden Jahresberichte wurden am 20. Juli 2017 (Nr. 24) bzw. am 19. Juli 2018 (Nr. 23) an 
dieser Stelle veröffentlicht. 
 

4. Die verbindliche Pflegebedarfsplanung für den Kreis Viersen ist in folgender Form kostenfrei zugäng-
lich: 
- Internetseite des Kreises Viersen, www.kreis-viersen.de, Pfad: Bürgerservice, Formulare + Veröf-

fentlichungen, Öffentliche Bekanntmachungen  
bzw. unter folgendem Direktlink:  

https://www.kreis-viersen.de/de/inhalt-a-bis-z/oeffentliche-bekanntmachungen/ 
- persönliche Einsichtnahme während der täglichen Servicezeiten im Sozialamt des Kreises Viersen, 

Rathausmarkt 3, 41747 Viersen, Zimmer 0217, 
auf Anforderung beim Sozialamt des Kreises Viersen, Abteilung Pflege, Besondere soziale Leistun-
gen, Rathausmarkt 3, 41747 Viersen, als Druckexemplar. 
 

5. Trägerinnen und Träger, die an der bedarfsorientierten Umsetzung der örtlichen Planung im Kreis 
Viersen interessiert sind, werden gem. § 27 Abs. 1 APG DVO NRW gebeten, ihr Interesse aufgrund 
der auf der Internetseite des Kreises Viersen veröffentlichten Bedarfsausschreibungen für die solitäre 
Kurzzeitpflege bzw. Tagespflege schriftlich über die Postanschrift Kreis Viersen, Sozialamt, Abteilung 
50/2 - Pflege/Besondere soziale Leistungen, Rathausmarkt 3, 41747 Viersen anzuzeigen. 

http://www.kreis-viersen.de/
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Die Bedarfsausschreibungen sind auf der Internetseite des Kreises Viersen, www.kreis-viersen.de, 
Pfad: Bürgerservice, Formulare + Veröffentlichungen, Öffentliche Ausschreibungen bzw. unter folgen-
den Direktlink 

https://www.kreis-viersen.de/de/inhalt-a-bis-z/oeffentliche-ausschreibungen/ 
zugänglich. 
 
 
 
41747 Viersen, 25.07.2019 
 
 
gez. 
Dr. Coenen 
Landrat 
 
  

http://www.kreis-viersen.de/
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501/2019 Kreiswahlausschuss für die Kommunalwahl 2020 

 
Gemäß § 2 Abs. 3 des Kommunalwahlgesetzes NRW in Verbindung mit § 6 Abs. 1 der Kommunalwahl-
ordnung NRW hat der Kreistag des Kreises Viersen in seiner Sitzung am 04.07.2019 eine Nachfolge-
regelung zur Besetzung des Kreiswahlausschlusses beschlossen. Nachfolgende Personen sind Mit-
glied des Kreiswahlausschusses für die im Jahr 2020 stattfindende Kommunalwahl: 
 
 

ordentliches Mitglied persönliche Stellvertretung 
 
 1. Stephan Seidel, Viersen Stephan Sillekens, Viersen (CDU) 
 2. Hans Josef Kampe, Nettetal Rudolf Zellner, Schwalmtal (CDU) 
 3. Peter Fischer, Kempen Luise Fruhen, Tönisvorst  (CDU) 
 4. Günter Werner, Nettetal Ole Wiggers, Viersen (CDU) 
 5. Manfred Wolfers jun., Grefrath Anne Kolanus, Viersen (CDU) 
 6. Ralf Hussag, Nettetal Dr. Heinz Michael Horst, Tönisvorst (SPD) 
 7. Hans-Joachim Kremser, Tönisvorst Heinz Joebges, Willich (SPD) 
 8. Marianne Lipp, Niederkrüchten Jeyaratnam Caniceus, Kempen (Bündnis 90/ 
    DIE GRÜNEN) 
 9. Manfred Enger, Viersen Birgit Jahrke, Grefrath (FDP) 
 10.  Birgitt Berlin, Niederkrüchten Thomas Niggemeyer, Niederkrüchten (DIE LINKE) 
 
 
Viersen, 18.07.2019 
 
 
gez. 
Dr. Coenen 
Kreiswahlleiter 
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Stadt Nettetal 
 

502/2019 Satzungsbeschluss über den Bebauungsplan Ka-277 „Am Trappisten-

weg“ im Stadtteil Kaldenkirchen 

 
Der Rat der Stadt Nettetal hat am 09.07.2019 den Bebauungsplan Ka-277 „Am Trappistenweg“ ge-
mäß § 10 BauGB in Verbindung mit §§ 7 und 41 GO NW als Satzung beschlossen. 
 
Der Bebauungsplan Ka-277 „Am Trappistenweg“ wird mit der dazugehörigen Begründung 
während der Dienststunden, und zwar  
 
montags bis donnerstags  von   8.30 Uhr bis 12.30 Uhr und 
 von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr sowie 
freitags  von   8.30 Uhr bis 12.00 Uhr  
 
bei der Stadt Nettetal, Fachbereich Stadtplanung, Rathaus Lobberich, Doerkesplatz 11, zu je-
dermanns Einsicht bereitgehalten. Über den Inhalt wird auf Verlangen in den Räumen 306, 
307, 320, 322 und 323 Auskunft erteilt. 
 
Das Plangebiet liegt etwa 500 m nordwestlich des Ortskerns von Kaldenkirchen am Westrand des 
Allgemeinen Siedlungsbereiches zwischen der noch im Siedlungsbereich liegenden Stappstraße und 
der Straße Juiser Feld, die im Teilstück zwischen Wyrleweg und dem Regenrückhaltebecken kurz vor 
der Kurve zur Steyler Straße fast vollständig anbaufrei ist. 
 
Der Bebauungsplanes Ka-277 „Am Trappistenweg“ tritt mit Ablauf des Erscheinungstages des Amts-
blattes des Kreises Viersen, in dem diese Bekanntmachung veröffentlicht wird, in Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Der vom Rat der Stadt Nettetal am 09.07.2019 als Satzung beschlossene Bebauungsplan Ka-277 
„Am Trappistenweg“, Ort und Zeit der öffentlichen Auslegung sowie die aufgrund des Baugesetzbu-
ches und der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen erforderlichen Hinweise werden 
hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
 
Hinweise: 
 
1. Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nord-

rhein-Westfalen eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung 
beim Zustandekommen dieses Bebauungsplanes nach Ablauf eines Jahres seit der Bekannt-
machung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 
 

b) dieser Bebauungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
 

c) der Bürgermeister hat den Beschluss vorher beanstandet 
 

oder 
 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Nettetal vorher gerügt und dabei 
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
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2. Auf die Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 BauGB wird hingewiesen. 
 

a) Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB bezeichneten Verfahrens- 
oder Formvorschriften ist unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Be-
kanntmachung schriftlich gegenüber der Stadt Nettetal geltend gemacht worden ist. 

 
b) Mängel der Abwägung sind ebenfalls unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres 

gegenüber der Stadt Nettetal schriftlich geltend gemacht worden sind.  
 
Der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen. 

 
3. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie des Abs. 4 BauGB wird hingewiesen. 

 
Der Entschädigungsberechtigte kann danach Entschädigung verlangen, wenn die in den §§ 39 
bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des 
Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem 
Entschädigungspflichtigen beantragt. 
Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem die in §§ 44 Abs. 3 Satz 1 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile 
eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird. 

 
 
Nettetal, den 18.07.2019 
 
gez. Wagner 
Bürgermeister  
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503/2019 Feststellung und Bekanntmachung des Jahresabschlusses 2017 der 

Stadt Nettetal 

 
1. Haushaltssatzung 
 

Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 15 des 
Gesetzes vom 23.01.2018 (GV.NRW. S. 90), hat der Rat der Stadt Nettetal mit Beschluss vom 
18.12.2018 folgende Haushaltssatzung erlassen: 
 
§ 1 Ergebnis- und Finanzplan 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2019, der für die Erfüllung der Aufgaben der Gemeinden 
voraussichtlich erzielbaren Erträge und entstehenden Aufwendungen sowie eingehenden Ein-
zahlungen und zu leistenden Auszahlungen und notwendigen Verpflichtungsermächtigungen ent-
hält, wird wie folgt festgesetzt: 
 
 
Ergebnisplan 
 
Gesamtbetrag der Erträge 110.259.245 € 
Gesamtbetrag der Aufwendungen 108.790.518 € 
 
 
Finanzplan 
 
Laufende Verwaltungstätigkeit 
Gesamtbetrag der Einzahlungen 98.714.865 € 
Gesamtbetrag der Auszahlungen 96.141.161 € 
Investitionstätigkeit 
Gesamtbetrag der Einzahlungen 5.349.200 € 
Gesamtbetrag der Auszahlungen 6.764.301 € 
 
Finanzierungstätigkeit 
Gesamtbetrag der Einzahlungen 8.960.192 € 
Gesamtbetrag der Auszahlungen 10.597.000 € 
 
 
§ 2 Kredite für Investitionen 
 
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für Investitionen erforderlich 
ist, wird festgesetzt auf: 753.192 € 
 
 
§ 3 Verpflichtungsermächtigungen für Investitionen 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, der zur Leistung von 
Investitionsauszahlungen in künftigen Jahren erforderlich ist, wird festgesetzt 
auf: 0 € 
 
 
§ 4 Jahresfehlbetrag im Ergebnisplan 
 
Die Inanspruchnahme der Ausgleichsrücklage aufgrund des voraussichtlichen  
Jahresergebnisses im Ergebnisplan wird festgesetzt auf: 0 € 
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Die Verringerung der Allgemeinen Rücklage aufgrund des voraussichtlichen 
Jahresergebnisses im Ergebnisplan wird festgesetzt auf: 0 € 
 
 
§ 5 Höchstbetrag der Liquiditätskredite 
 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung in Anspruch 
genommen werden dürfen, wird festgesetzt auf: 
 15.000.000 € 
 
 
§ 6 Steuersätze Gemeindesteuern 
 
Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden wie folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 
1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) 240 v.H. 
1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B) 450 v.H. 
2. Gewerbesteuer 410 v.H. 
 
 
§ 7 Stellenplan 
 
Die im Stellenplan mit dem Vermerk "ku" (künftig umzuwandeln) versehenen Stellen sind nach 
dem Ausscheiden der jetzigen Stelleninhaber umzuwandeln; die mit einem Vermerk "kw" (künftig 
wegfallend) versehenen Stellen fallen bei Eintritt der Voraussetzungen weg. 
 
Soweit im Laufe eines Haushaltsjahres freiwerdende und besetzbare Stellen sowohl von Beam-
ten als auch von tariflich Beschäftigten verwaltet werden können, dürfen vorübergehend Stellen 
für Beamte mit vergleichbaren tariflich Beschäftigten und Stellen für tariflich Beschäftigte mit ver-
gleichbaren Beamten besetzt werden. Für das folgende Haushaltsjahr ist der Stellenplan entspre-
chend anzupassen. 
 
 
§ 8 Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen 
 
Unabweisbare über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen sowie Verpflich-
tungsermächtigungen gelten als erheblich und bedürfen der vorherigen Zustimmung des Rates 
wenn Sie den Gesamtbetrag von 55.000 € ohne Umsatzsteuer übersteigen. Von der vorherigen 
Zustimmungspflicht des Rates ausgenommen sind interne Verrechnungen und Jahresabschluss-
buchungen. 

 
 
2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 

Die vorstehende Haushaltssatzung mit ihren Anlagen für das Haushaltsjahr 2019 wird hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. Die Haushaltssatzung mit Ihren Anlagen wurde gem. § 80 Abs. 5 GO 
dem Landrat als untere staatliche Verwaltungsbehörde in Viersen mit Schreiben vom 11.01.2019 
angezeigt. 
 
Der Haushaltsplan liegt zur Einsichtnahme im Verwaltungsgebäude Nettetal-Lobberich, Doerke-
splatz 11, Zimmer 337-341 während der Dienststunden montags bis donnerstags von 08.30 bis 
12.30 Uhr und von 14.00 bis 16.00 Uhr und freitags von 08.30 bis 12.00 Uhr öffentlich aus und 
ist unter der Adresse www.nettetal.de im Internet verfügbar. 
 

http://www.nettetal.de/
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Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO) beim Zustandekommen dieser Satzung 
nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kön-
nen, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Satzung fehlt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß bekanntgemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die ver-

letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Nettetal, 20.02.2019 
gez. 
Müller 
Stadtkämmerer 
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504/2019 Bestätigung und Bekanntmachung des Gesamtabschlusses 2016 der 

Stadt Nettetal 

 
Der Rat der Stadt Nettetal hat in seiner Sitzung am 09.07.2019 gem. § 116 Abs. 1 i.V.m. § 96 Abs. 1 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 11. 
April 2019 (GV. NRW. S. 202), den vom Rechnungsprüfungsausschuss geprüften und mit einem un-
eingeschränkten Bestätigungsvermerk versehenen Gesamtabschluss zum 31.12.2016 – bestehend 
aus der Gesamtergebnisrechnung, der Gesamtbilanz und dem Gesamtanhang – sowie dem Gesamt-
lagebericht festgestellt und dem Bürgermeister Entlastung erteilt. 
 
Die Gesamtbilanz weist zum 31.12.2016 folgende wesentlichen Positionen aus: 
 

Anlagevermögen 414.742.837,08 € 

Umlaufvermögen 55.612.724,73 € 

Aktive Rechnungsabgrenzung 3.290.176,31 € 

Aktive latente Steuern 1.526.596,00 € 

AKTIVA 475.172.334,12 € 
  

Eigenkapital 118.686.670,87 € 

davon: Ausgleichsposten für Anteile anderer Gesellschafter 5.637.836,74 € 

Sonderposten 115.567.232,78 € 

Rückstellungen 50.732.979,96 € 

Verbindlichkeiten 180.461.760,68 € 

Passive Rechnungsabgrenzung 9.723.689,83 € 

PASSIVA 475.172.334,12 € 

 
 
Die Gesamtergebnisrechnung weist zum 31.12.2016 folgende wesentliche Positionen aus: 
 

Ordentliche Gesamterträge 202.809.035,26 € 

Ordentliche Gesamtaufwendungen 192.839.876,75 € 

Ordentliches Gesamtergebnis 9.969.158,51 € 

Gesamtfinanzergebnis -4.862.466,87 € 

Gesamtergebnis der laufenden Verwaltungstätigkeit 5.106.691,64 € 

Außerordentliches Gesamtergebnis 0,00 € 

Gesamtjahresergebnis 5.106.691,64 € 

Anderen Gesellschaftern zuzurechnendes Ergebnis 20.826,22 € 

Gesamtbilanzergebnis 5.127.517,86 € 

 

Die Kapitalflussrechnung weist zum 31.12.2016 folgende wesentlichen Positionen aus: 
 

Cashflow aus laufender Geschäftstätigkeit 13.231.850,41 € 

Cashflow aus Investitionstätigkeit -10.693.380,00 € 

Cashflow aus Finanzierungstätigkeit 9.805.471,34 € 

Zahlungswirksame Veränderung des Zahlungsmittelbe-
standes 

12.343.941,75 € 

Finanzmittelfonds am Anfang der Periode 14.539.780,72 € 
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Finanzmittelfonds am Ende der Periode 26.883.722,47 € 

 
 
Der Gesamtabschluss ist dem Landrat Viersen gem. § 116 Abs. 1 i.V.m. § 96 Abs. 2 GO NRW mit 
Schreiben vom 11.07.2019 angezeigt worden. 
 
Der vollumfängliche Gesamtabschluss zum 31.12.2016 liegt ab sofort im Rathaus der Stadt Nettetal, 
Doerkesplatz 11, 41334 Nettetal, Zimmer 337 - 339, während der Dienststunden zur öffentlichen Ein-
sichtnahme aus. 
 
Nettetal, 11.07.2019 
 
gez. 
Wagner 
Bürgermeister 
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505/2019 Bestätigung und Bekanntmachung des Gesamtabschlusses 2017 der 

Stadt Nettetal 

 
Der Rat der Stadt Nettetal hat in seiner Sitzung am 09.07.2019 gem. § 116 Abs. 1 i.V.m. § 96 Abs. 1 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 11. 
April 2019 (GV. NRW. S. 202), den vom Rechnungsprüfungsausschuss geprüften und mit einem un-
eingeschränkten Bestätigungsvermerk versehenen Gesamtabschluss zum 31.12.2017 – bestehend 
aus der Gesamtergebnisrechnung, der Gesamtbilanz und dem Gesamtanhang – sowie dem Gesamt-
lagebericht festgestellt und dem Bürgermeister Entlastung erteilt. 
 
Die Gesamtbilanz weist zum 31.12.2017 folgende wesentlichen Positionen aus: 
 

Anlagevermögen 418.597.493,57 € 

Umlaufvermögen 38.783.608,56 € 

Aktive Rechnungsabgrenzung 3.959.658,22 € 

Aktive latente Steuern 1.825.419,00 € 

AKTIVA 463.166.179,35 € 
  

Eigenkapital 123.344.382,62 € 

  davon: Ausgleichsposten für Anteile anderer Gesellschafter 5.628.880,20 € 

Sonderposten 117.684.935,87 € 

Rückstellungen 53.096.598,91 € 

Verbindlichkeiten 159.053.653,82 € 

Passive Rechnungsabgrenzung 9.986.608,13 € 

PASSIVA 463.166.179,35 € 

 
 
Die Gesamtergebnisrechnung weist zum 31.12.2017 folgende wesentliche Positionen aus: 
 

Ordentliche Gesamterträge 201.260.227,12 € 

Ordentliche Gesamtaufwendungen 191.655.700,30 € 

Ordentliches Gesamtergebnis 9.604.526,82 € 

Gesamtfinanzergebnis -4.816.064,18 € 

Gesamtergebnis der laufenden Verwaltungstätigkeit 4.788.462,64 € 

Außerordentliches Gesamtergebnis 0,00 € 

Gesamtjahresergebnis 4.788.462,64 € 

Anderen Gesellschaftern zuzurechnendes Ergebnis -18.041,49 € 

Gesamtbilanzergebnis 4.770.421,15 € 

 
Die Kapitalflussrechnung weist zum 31.12.2017 folgende wesentlichen Positionen aus: 
 

Cashflow aus laufender Geschäftstätigkeit 17.401.848,56 € 

Cashflow aus Investitionstätigkeit -13.152.133,62 € 

Cashflow aus Finanzierungstätigkeit -14.681.908,21 € 

Zahlungswirksame Veränderung des Zahlungsmittelbe-
standes 

-10.432.193,27 € 

Finanzmittelfonds am Anfang der Periode 26.883.722,47 € 

Finanzmittelfonds am Ende der Periode 16.451.529,20 € 
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Der Gesamtabschluss ist dem Landrat Viersen gem. § 116 Abs. 1 i.V.m. § 96 Abs. 2 GO NRW mit 
Schreiben vom 11.07.2019 angezeigt worden. 
 
Der vollumfängliche Gesamtabschluss zum 31.12.2017 liegt ab sofort im Rathaus der Stadt Nettetal, 
Doerkesplatz 11, 41334 Nettetal, Zimmer 337 - 339, während der Dienststunden zur öffentlichen Ein-
sichtnahme aus. 
 
Nettetal, 11.07.2019 
 
gez. 
Wagner 
Bürgermeister 
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Gemeinde Schwalmtal 
 

506/2019 Widmungsverfügung 

 
Die nachfolgend aufgeführten Straßen, Wege und Plätze werden gemäß § 6 des Straßen- und We-
gegesetzes Nordrhein-Westfalen (StrWG NW) vom 23.09.1995 (GV NW S. 1028, 1996 S. 81, 
S.141, S. 216 und S. 355; 2007 S. 327) in der zurzeit geltenden Fassung dem öffentlichen Verkehr 
gewidmet und eingestuft: 
 

1. Die Straße Stichweg Naphausen, Gemarkung Waldniel, Flur 48, Flurstück 339 tlw. wird als 
Gemeindestraße gewidmet und im Sinne des § 3 Absatz 4 StrWG NW als Anliegerstraße 
eingestuft.  

 
2. Eine Teilfläche des Grundstücks Gemarkung Waldniel, Flur 73, Flurstück 384 (vor dem 

Grundstück Heerstraße 5, Gemarkung Waldniel, Flur 73, Flurstück 382), wird als öffentliche 
Verkehrsfläche -Fußweg und Parkfläche- gewidmet und eingestuft. 

 
 
Pläne, die die gewidmeten Flächen ausweisen, können innerhalb eines Monats im Rathaus Wald-
niel, Fachbereich 3, Zimmer 206, Markt 20, 41366 Schwalmtal, während der Dienststunden eingese-
hen werden. 
 
Die Widmungen werden hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diese Widmungen kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage erhoben werden.  
Die Klage ist beim Verwaltungsgericht in Düsseldorf,  
Bastionstr. 39, 40213 Düsseldorf schriftlich einzureichen oder zur Niederschrift dem Urkundsbeam-
ten der Geschäftsstelle zu erklären. Die Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen 
Dokuments an die elektronische Poststelle des Gerichts erhoben werden.  
 
Wird die Klage schriftlich erhoben, so empfiehlt es sich, ihr zwei Abschriften beizufügen. 
Falls die Frist durch das Verschulden eines von Ihnen Bevollmächtigten versäumt werden sollte, so 
würde dessen Verschulden Ihnen zugerechnet werden. 
Das elektronische Dokument muss für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet sein. Es muss 
mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder von 
der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg gemäß § 55a Ab-
satz 4 VwGO eingereicht werden. Die für die Übermittlung und Bearbeitung geeigneten technischen 
Rahmenbedingungen bestimmen sich nach näheren Maßgabe der Verordnung über die technischen 
Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische 
Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung- ERVV) vom 24. November 2017 
(BGBI. I S. 3803). 
 
Schwalmtal, den 10.07.2019 
 
-gez. Michael Pesch- 
 Bürgermeister 
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507/2019 Satzung über die Einrichtung und Benutzung von Übergangsheimen so-

wie über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung von Übergangsheimen in der 

Gemeinde Schwalmtal vom 11.12.1996 in der Fassung der 8. Änderung vom 

09.07.2019. 

 
Aufgrund der §§ 7 und 41 Abs. 1 Buchstabe f der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfa-
len in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666, SGV NRW S. 2023), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 18.12.2018 (GV. NRW. S. 759, 2019 S. 23) sowie der §§ 1, 2, 4 
und 6 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) vom 21.10.1969 (GV NRW S. 712, SGV NRW S. 610), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 23.01.2018 (GV. NRW. S. 90) hat der Rat der Gemeinde 
Schwalmtal in seiner Sitzung am 09.07.2019 folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
Rechtsform und Zweckbestimmung 

 
(1) Die Gemeinde Schwalmtal unterhält zur vorübergehenden Unterbringung von ausländischen 
Flüchtlingen (§ 2 des Flüchtlingsaufnahmegesetzes) die Übergangsheime 

 
- Vogelsrather Weg 39 
- Dülkener Straße 202 
 
als einheitliche, nicht rechtsfähige öffentliche Einrichtungen. 

 
(2) Das Benutzungsverhältnis zwischen der Gemeinde Schwalmtal und den Benutzern ist öffent-
lich-rechtlich. 
Das Benutzungsverhältnis entsteht von dem Tage an, von dem der Benutzer die Unterkunft benutzt 
oder aufgrund der Einweisungsverfügung nutzen kann. 

 
§ 2 

Aufsicht, Verwaltung und Ordnung 
 
(1) Das Übergangsheim untersteht der Aufsicht und der Verwaltung des Bürgermeisters. 

 
(2) Der Bürgermeister erlässt eine Benutzungsordnung, die das Zusammenleben der Benutzer, 

das Ausmaß der Benutzung und die Ordnung in der Einrichtung regelt. 
 
(3) Fortgesetzte schwerwiegende und schuldhafte Verstöße gegen die Bestimmungen der Benut-
zungsordnung können mit einer Geldbuße geahndet werden. 
Die Geldbuße beträgt mindestens 25,00 Euro und höchstens 250,00 Euro. 

 
§ 3 

Einweisung 
 
(1) Unterzubringende Personen (§ 1 Abs. 1) werden durch schriftliche Einweisungsverfügung des 
Bürgermeisters unter dem Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs in die Einrichtung eingewiesen. 

 
(2) Ein Anspruch auf Zuweisung einer bestimmten Unterkunft besteht nicht. Der Benutzer kann 
nach vorheriger Ankündigung in der Regel mit einer Frist von einer Woche, mindestens jedoch von 
zwei Tagen, aus Gründen der Ordnung und Zweckmäßigkeit innerhalb der Einrichtung von einer 
Unterkunft in eine andere verlegt werden. 

 
(3) Mit dem Beginn des Benutzungsverhältnisses ist jeder Benutzer verpflichtet, die Bestimmun-
gen dieser Satzung und der Benutzungsordnung zu beachten; den mündlichen Weisungen der mit 
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der Aufsicht und der Verwaltung der Einrichtung beauftragten Bediensteten ist Folge zu leisten. 
 
(4) Die Einweisung kann widerrufen werden, wenn der Benutzer anderweitig ausreichenden 
Wohnraum zur Verfügung hat. 

 
(5) Der Benutzer hat die Einrichtung unverzüglich zu räumen und ordnungsgemäß zu übergeben, 
wenn die Einweisung widerrufen wird oder der Benutzer seinen Wohnsitz wechselt. Die Räumung 
und ordnungsgemäße Übergabe einer Unterkunft können nach den Vorschriften des Verwaltungs-
vollstreckungs-gesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen zwangsweise durchgesetzt werden. Der 
betroffene Benutzer ist verpflichtet, die Kosten einer Zwangsräumung zu tragen. 

 
(6) Das Benutzungsverhältnis endet mit der ordnungsgemäßen Übergabe der Unterkunft und der 
dem Benutzer überlassenen Gegenstände an einen mit der Aufsicht und der Verwaltung der Einrich-
tung beauftragten Bediensteten der Gemeinde Schwalmtal. 

 
§ 4 

Gebührenpflicht 
 
(1) Die Gemeinde Schwalmtal erhebt für die Benutzung der in § 1 genannten Einrichtungen 

Benutzungsgebühren. 
 
(2) Gebührenpflichtig sind die Benutzer der Einrichtungen. 

 
(3) Die Gebührenpflicht besteht für die Dauer des öffentlich-rechtlichen Benutzungsverhältnisses. 
 
(4) Die Benutzungsgebühr ist jeweils monatlich im Voraus, und zwar spätestens am dritten Werk-
tag nach der Aufnahme in die Einrichtung, im Übrigen bis zum fünften Werktag eines jeden Monats 
an die Gemeindekasse zu entrichten. 

 
(5) Besteht die Gebührenpflicht nicht während des gesamten Monats, wird der einzelne gebüh-
renpflichtige Tag mit 1/30 der Monatsgebühr berechnet. 

 
§ 5 

Gebührenhöhe 
 
Die Gebühr wird nach der durchschnittlichen Belegungszahl der Einrichtung in Höhe des auf die ein-
zelne Person entfallenden Anteils der Kosten der Einrichtung erhoben; sie beträgt je Person und 
Monat: 
 
Vogelsrather Weg 39: 
 
a) Grundgebühr         62,72 €     
b) verbrauchsabhängige Nebenkosten                     79,07 €   
c) verbrauchsunabhängige Nebenkosten      30,30 €  
 
Dülkener Straße 202: 
 
a) Grundgebühr         60,00 €     
b) verbrauchsabhängige Nebenkosten                     54,00 €   
c) verbrauchsunabhängige Nebenkosten     71,40 €  
 

§ 6 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt nach Bekanntmachung in Kraft.  
Gleichzeitig tritt die 7. Änderungssatzung vom 12.07.2017 außer Kraft.  
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Bekanntmachungsanordnung 

Die vorstehende 8. Änderungssatzung über die Einrichtung und Benutzung von Übergangsheimen 
sowie über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung von Übergangsheimen in der Gemeinde 
Schwalmtal vom 09.07.2019 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) kann eine 
Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung beim Zustandekommen 
der vorstehenden Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr gel-
tend gemacht werden, es sei denn,  
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt,  

 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht ord-

nungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,  

 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 

 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die ver-

letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  

 

Schwalmtal, den 10.07.2019 

 

 

Michael Pesch 

Bürgermeister 
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508/2019 Bekanntmachung der Gemeinde Schwalmtal über die Aufstellung und 

Auslegung des Flächennutzungsplanes, 9. Änderung „Erweiterung Kranenbachcen-

ter“ gemäß §§ 2 Abs. 1 und 3 Abs. 2 BauGB 

 
Der Rat der Gemeinde Schwalmtal hat am 09. Juli 2019 gemäß §§ 2 Abs. 1 und 3 Abs. 2 des Bauge-
setzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634) 
die Aufstellung und Auslegung des Flächennutzungsplanes, 9. Änderung "Erweiterung Kranenbach-
center" beschlossen. Zu diesem Flächennutzungsplan gehört eine Begründung. 
 
Das Ziel der Planung besteht darin, das vorhandene Einkaufscenter zu entwickeln. Hierzu sind eine 
Verlagerung des Discounters innerhalb der bisherigen Grundstücksgrenzen sowie die Neuansiedlung 
eines weiteren Einzelhandelsbetriebes geplant. Außerdem erfolgt eine Anpassung der nicht mehr 
zeitgemäßen Festsetzungen hinsichtlich der baugebietsbezogenen Verkaufsflächen-Kontingentierun-
gen. 
 
Aufgrund dieser Beschlussfassung erfolgt die öffentliche Auslegung des Entwurfes der Flächennut-
zungsplanänderung mit Begründung und den wesentlichen umweltbezogenen Stellungnahmen in der 
Zeit vom 
 

05. August 2019 bis einschließlich 19. September 2019 
 
zu jedermanns Einsicht im Rathaus der Gemeinde Schwalmtal, Fachbereich Planung, Verkehr und 
Umwelt, Markt 20, Zimmer 209, während folgender Dienststunden: 
 
montags von    8:00 Uhr bis 12:00 Uhr 
dienstags und mittwochs von  8:00 Uhr bis 12:00 Uhr und 14:00 Uhr bis 16:00 Uhr 
donnerstags von   8:00 Uhr bis 12:00 Uhr und 14:00 Uhr bis 17:00 Uhr 
freitags von    8:00 Uhr bis 12:00 Uhr 
 
Gemäß § 4 a Abs. 4 BauGB stehen die Unterlagen zu dieser Flächennutzungsplan-änderung auf der 
Homepage der Gemeinde Schwalmtal zum Download zur Verfügung.  
(www.schwalmtal.de   Dienstleistungen A-Z    Planverfahren) 
 
Neben dem Entwurf des Flächennutzungsplanes, 9. Änderung „Erweiterung Kranenbachcenter“ und 
der Begründung einschließlich des nach Maßgabe der Anlage 1 zum BauGB u. a. nach den Umwelt-
schutzgütern im Sinne des § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB gegliederten Umweltberichts (Mensch, Tiere und 
Pflanzen, Boden, Wasser, Klima und Luft, Landschaft, Kultur- und sonstige Sachgüter, Wechselwir-
kungen zwischen den vorgenannten Schutzgütern) liegen keine umweltbezogenen Informationen vor. 
 
Die nachfolgenden umweltbezogenen Gutachten und Beiträge wurden in der Umweltprüfung zum 
Umweltbericht herangezogen: 
 

Themenblock Gutachten / Bericht Kurzinhalt 

Natur und Landschaft 
 
 
 
 
 
 
 
 

Landschaftspflegerischer 
Fachbeitrag 
 
 
 
 
 
 
 

Aussagen zur Landschaftspflege: Be-
schreibung der Ausgangssituation, Be-
standserfassung und Bestandsbewer-
tung, Darstellung von ökologischen und 
landschaftlichen Gegebenheiten, Konflik-
tanalyse und Konfliktbeschreibung, Maß-
nahmen des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege 
 

http://www.schwalmtal.de/


Nr. 25/2019 Amtsblatt des Kreises Viersen Seite 31 

 
Natur und Landschaft 
 
 
 
 
 
 
Lärmimmissionen 
 
 
 
 

 
Artenschutzrechtliche Vor-
prüfung 
 
 
 
 
 
Schalltechnische Gutachten 
 
 
 

 
Aussagen zur Betroffenheit artenschutz-
rechtlicher Belange: rechtliche Grundla-
gen, Untersuchungsgebiet, planungsrele-
vante Arten, nachgewiesene Vogel- und 
Säugetierarten sowie weitere Tiernach-
weise, Ergebnisse und Analyse,  
 
Berechnungen und Beurteilungen zur 
Verkehrsimmission im Plangebiet sowie 
der Einzelhandelsnutzungen. Vorschläge 
für textliche Festsetzungen im Bebau-
ungsplan. 
 

 
Im Rahmen der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gemäß 
§ 4 Abs. 1 BauGB und der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB sind folgende um-
weltbezogenen Stellungnahmen eingegangen: 
 

Themenblock Stellungnahme Kurzinhalt 

 
Stellungnahmen von Be-
hörden und sonstigen 
Trägern öffentlicher Be-
lange 
 
Boden 
 
 
 
 
Boden 
 
 
wasserrechtliche Belange 
 
 
 
wasserrechtliche Belange 
 
 
 
Bodenschutz 
 
 
 
Lärmimmissionen 
 
 
 
Naturschutz und Land-
schaftspflege 
 
 

 
 
 
 
 
 
Bezirksregierung Arnsberg 
 
 
 
 
RWE Power AG 
 
 
Kreis Viersen – Amt für 
Bauen, Landschaft und Pla-
nung  
 
Schwalmverband 
 
 
 
Kreis Viersen – Amt für 
Bauen, Landschaft und Pla-
nung 
 
Kreis Viersen – Amt für 
Bauen, Landschaft und Pla-
nung 
 
Kreis Viersen – Amt für 
Bauen, Landschaft und Pla-
nung 
 

 
 
 
 
 
 
Hinweise auf das dem Braunkohle verlie-
henen Bergwerksfeld „Union 280“; Hin-
weise zu Grundwasserabsenkungen 
 
 
Hinweise zur Tragfähigkeit des Bodens 
und Einhaltung von Bauvorschriften 
 
Hinweise hinsichtlich der Bebauung ent-
lang und über dem verrohrten Abschnitt 
des Kranenbaches  
 
Hinweise hinsichtlich der Bebauung ent-
lang und über dem verrohrten Abschnitt 
des Kranenbaches  
 
Hinweise auf die Altlastverdachtsfläche S 
78 (250-078) 
 
 
Immissionsschutz: Hinweise zum Lärm-
gutachten 
 
 
Hinweise zur Überarbeitung des land-
schaftspflegerischen Fachbeitrags und 
des artenschutzrechtlichen Fachgutach-
tens 
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Grundwasser 
 
 
Grundwasser 
 
Stellungnahmen der Öf-
fentlichkeit 
 
wasserrechtliche Belange 

 
Erftverband 
 
 
RWE Power AG 
 
 
 
 
Bürgeranregungen 

 
Hinweise auf die flurnahen Grundwasser-
stände 
 
Hinweise auf die flurnahen Grundwasser-
stände 
 
 
 
Hinweise auf wasserrechtliche Konflikte 
zwischen Ausbau des Kranenbachcen-
ters und der Wasserrahmenrichtlinie 
(WRRL) 

 
Während der o. a. Auslegungszeit können Stellungnahmen zu dem Entwurf der Flächennutzungs-
planänderung vorgebracht werden. Nach Ablauf der Auslegungsfrist wird der Rat der Gemeinde 
Schwalmtal über die fristgemäß vorgebrachten Stellungnahmen beschließen. Es wird darauf hinge-
wiesen, dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den Plan 
unberücksichtigt bleiben können. 
 
Weiterhin wird darauf hingewiesen, dass eine Vereinigung im Sinne des § 4 Abs. 3 Satz 1 Nummer 2 
des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes in einem Rechtsbehelfsverfahren nach § 7 Abs. 2 des Umwelt-
Rechtsbehelfsgesetzes gemäß § 7 Abs. 3 Satz 1 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes mit allen Ein-
wendungen ausgeschlossen ist, die sie im Rahmen der Auslegungsfrist nicht oder nicht rechtzeitig 
geltend gemacht hat, aber hätte geltend machen können.  
 
Die Abgrenzung des Planentwurfes ergibt sich aus dem nachstehend abgedruckten Kartenausschnitt. 
 
 
Schwalmtal, den 10. Juli 2019 
 
 
 
gez. Michael Pesch 
Bürgermeister 
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Abgrenzung Flächennutzungsplan 
9. Änderung 

© Kreis Viersen 2019 
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509/2019 Bekanntmachung der Gemeinde Schwalmtal über die Aufstellung und 

Auslegung des Bebauungsplanes Am/36 „Erweiterung Kranenbachcenter“ gemäß § 2 

Abs. 1 BauGB und § 3 Abs. 2 BauGB 

 
Der Rat der Gemeinde Schwalmtal hat am 09. Juli 2019 gemäß §§ 2 Abs. 1 und 3 Abs. 2 des 
Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017 
(BGBl. I S. 3634) die Aufstellung und Auslegung des Bebauungsplanes Am/36 „Erweiterung 
Kranenbachcenter“ beschlossen. Zu diesem Bebauungsplan gehört eine Begründung. 
 
Das Ziel der Planung besteht darin, das vorhandene Einkaufscenter zu entwickeln. Hierzu sind eine 
Verlagerung des Discounters innerhalb der bisherigen Grundstücksgrenzen sowie die Neuansiedlung 
eines weiteren Einzelhandelsbetriebes geplant. Außerdem erfolgt eine Anpassung der nicht mehr 
zeitgemäßen Festsetzungen hinsichtlich der baugebietsbezogenen Verkaufsflächen-Kontingentierun-
gen. 
 
Aufgrund dieser Beschlussfassung erfolgt die öffentliche Auslegung des Entwurfs des Bebauungspla-
nes Am/36 „Erweiterung Kranenbachcenter“ mit Begründung und den wesentlichen umweltbezoge-
nen Stellungnahmen in der Zeit  
 

vom 05. August 2019 bis einschließlich 19. September 2019 
 

zu jedermanns Einsicht im Rathaus der Gemeinde Schwalmtal, Fachbereich Planung, Verkehr und 
Umwelt, Markt 20, Zimmer 209, während folgender Dienststunden: 
 
montags     von 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr 
dienstags und mittwochs  von 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr  und 14:00 Uhr bis 16:00 Uhr 
donnerstags    von 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr  und 14:00 Uhr bis 17:00 Uhr 
freitags     von 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr 
 
Gemäß § 4 a Abs. 4 BauGB stehen die Unterlagen zu diesem Bebauungsplan-verfahren auf der 
Homepage der Gemeinde Schwalmtal zum Download zur Verfügung.  
(www.schwalmtal.de   Dienstleistungen A-Z    Planverfahren) 
 
Neben dem Entwurf des Bebauungsplanes Am/36 „Erweiterung Kranenbachcenter“ und der Begrün-
dung einschließlich des nach Maßgabe der Anlage 1 zum BauGB u. a. nach den Umweltschutzgütern 
im Sinne des § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB gegliederten Umweltberichts (Mensch, Tiere und Pflanzen, 
Boden, Wasser, Klima und Luft, Landschaft, Kultur- und sonstige Sachgüter, Wechselwirkungen zwi-
schen den vorgenannten Schutzgütern) liegen folgende umweltbezogenen Informationen vor: 
 
 

Themenblock Umweltinformation / Quelle Kurzinhalt 

 
Boden 

 
Bodenkarte NRW, Blatt 4702 
Nettetal 

 
Aussagen zur Tragfähigkeit des Bodens 
 

 
 
Die nachfolgenden umweltbezogenen Gutachten und Beiträge wurden in der Umweltprüfung zum 
Umweltbericht herangezogen: 
 
 
 
 

http://www.schwalmtal.de/
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Themenblock Gutachten / Bericht Kurzinhalt 

Natur und Landschaft 
 
 
 
 
 
 
 
 
Natur und Landschaft 
 
 
 
 
 
 
Lärmimmissionen 
 
 
 
 
 
Boden 

Landschaftspflegerischer 
Fachbeitrag 
 
 
 
 
 
 
 
Artenschutzrechtliche Vor-
prüfung 
 
 
 
 
 
Schalltechnische 
Gutachten  
 
 
 
 
Bodenuntersuchung 

Aussagen zur Landschaftspflege: Be-
schreibung der Ausgangssituation, Be-
standserfassung und Bestandsbewer-
tung, Darstellung von ökologischen und 
landschaftlichen Gegebenheiten, Konflik-
tanalyse und Konfliktbeschreibung, Maß-
nahmen des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege 
 
Aussagen zur Betroffenheit artenschutz-
rechtlicher Belange: rechtliche Grundla-
gen, Untersuchungsgebiet, planungsrele-
vante Arten, nachgewiesene Vogel- und 
Säugetierarten sowie weitere Tiernach-
weise, Ergebnisse und Analyse,  
 
Berechnungen und Beurteilungen zur 
Verkehrsimmission im Plangebiet sowie 
der Einzelhandelsnutzungen. Vorschläge 
für textliche Festsetzungen im Bebau-
ungsplan. 
 
Durchführung einer orientierenden Bo-
denuntersuchung 

 
Im Rahmen der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gemäß 
§ 4 Abs. 1 BauGB und der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB sind folgende um-
weltbezogenen Stellungnahmen eingegangen: 
 

Themenblock Stellungnahme Kurzinhalt 

 
Stellungnahmen von Be-
hörden und sonstigen 
Trägern öffentlicher Be-
lange 
 
Boden 
 
 
 
Boden 
 
 
 
Boden 
 
 
wasserrechtliche Belange 
 
 

 
 
 
 
 
 
Bezirksregierung Düsseldorf - 
Kampfmittelbeseitigungs-
dienst 
 
Bezirksregierung Arnsberg 
 
 
 
RWE Power AG 
 
 
Kreis Viersen – Amt für 
Bauen, Landschaft und Pla-
nung  

 
 
 
 
 
 
Hinweise zur Vorgehensweise beim Auf-
finden von Kampfmitteln 
 
 
Hinweise auf das dem Braunkohle verlie-
henen Bergwerksfeld „Union 280“; Hin-
weise zu Grundwasserabsenkungen 
 
Hinweise zur Tragfähigkeit des Bodens 
und Einhaltung von Bauvorschriften 
 
Hinweise hinsichtlich der Bebauung ent-
lang und über dem verrohrten Abschnitt 
des Kranenbaches  
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wasserrechtliche Belange 
 
 
 
Bodenschutz 
 
 
 
Lärmimmissionen 
 
 
 
Naturschutz und Land-
schaftspflege 
 
 
 
Grundwasser 
 
 
Grundwasser 
 
Stellungnahmen der Öf-
fentlichkeit 
 
wasserrechtliche Belange 

 
Schwalmverband 
 
 
 
Kreis Viersen – Amt für 
Bauen, Landschaft und Pla-
nung 
 
Kreis Viersen – Amt für 
Bauen, Landschaft und Pla-
nung 
 
Kreis Viersen – Amt für 
Bauen, Landschaft und Pla-
nung 
 
 
Erftverband 
 
 
RWE Power AG 
 
 
 
 
Bürgeranregungen 

 
Hinweise hinsichtlich der Bebauung ent-
lang und über dem verrohrten Abschnitt 
des Kranenbaches  
 
Hinweise auf die Altlastverdachtsfläche S 
78 (250-078) 
 
 
Immissionsschutz: Hinweise zum Lärm-
gutachten 
 
 
Hinweise zur Überarbeitung des land-
schaftspflegerischen Fachbeitrags und 
des artenschutzrechtlichen Fachgutach-
tens 
 
Hinweise auf die flurnahen Grundwasser-
stände 
 
Hinweise auf die flurnahen Grundwasser-
stände 
 
 
 
Hinweise auf wasserrechtliche Konflikte 
zwischen Ausbau des Kranenbachcen-
ters und der Wasserrahmenrichtlinie 
(WRRL) 

 
Während der o. a. Auslegungszeit können Stellungnahmen zu dem Entwurf des Bebauungsplanes 
vorgebracht werden. Nach Ablauf der Auslegungsfrist wird der Rat der Gemeinde Schwalmtal über 
die fristgemäß vorgebrachten Stellungnahmen beschließen. Es wird darauf hingewiesen, dass nicht 
fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den Plan unberücksichtigt 
bleiben können.  
 
Die Abgrenzung des Planentwurfes ergibt sich aus dem nachstehend abgedruckten Kartenausschnitt. 
 
 
Schwalmtal, den 10.Juli 2019 
                          
 
 
gez. Michael Pesch 
Bürgermeister 
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510/2019 Bekanntmachung über die Genehmigung des Flächennutzungsplanes, 4. 

Änderung „ehemalige Schlossbrauerei“ gemäß § 6 des Baugesetzbuches (BauGB) in 

Verbindung mit § 215 Abs. 2 BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom 

03. November 2017 (BGBl. I S. 3634). 

 
Der Rat der Gemeinde Schwalmtal hat am 21.05.2019 den Flächennutzungsplan, 4. Änderung „ehe-
malige Schlossbrauerei“ festgestellt.   
 
Der Geltungsbereich des Flächennutzungsplanes, 4. Änderung „ehemalige Schlossbrauerei“ ist aus 
dem nachstehend abgedruckten Kartenausschnitt ersichtlich.  
 
Die Bezirksregierung Düsseldorf hat die Flächennutzungsplanänderung mit Verfügung vom 
19.07.2019, Az.: 35.02.01.01-24Shw-004-1366, genehmigt:  
 
„Genehmigung 
Gemäß § 6 des Baugesetzbuches (BauGB) genehmige ich die vom Rat der Gemeinde Schwalmtal 
am 21.05.2019 beschlossene 4. Änderung des Flächennutzungsplanes. 
 
Düsseldorf, den 19.07.2019 
 
Die Bezirksregierung 
 
Im Auftrag:  
 
gez.: Harald Kirsten“ 
 
Der Flächennutzungsplan, 4. Änderung „ehemalige Schlossbrauerei“ mit Begründung und einer zu-
sammenfassenden Erklärung nach § 6 Abs. 5 BauGB liegt ab sofort im Fachbereich Planung, Ver-
kehr und Umwelt der Gemeinde Schwalmtal, Markt 20, Zimmer 210, während der Dienststunden zu 
jedermanns Einsicht öffentlich aus. Über den Inhalt des Planes, der Begründung und der zusam-
menfassenden Erklärung wird auf Verlangen Auskunft erteilt. 
 
Mit dieser Bekanntmachung wird die Flächennutzungsplanänderung wirksam. 
 
Bekanntmachungsanordnung  
 
Die Genehmigung des Flächennutzungsplanes, 4. Änderung „ehemalige Schlossbrauerei“, Ort und 
Zeit der Auslegung sowie die aufgrund des Baugesetzbuches (BauGB) und der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) erforderlichen Hinweise werden hiermit öffentlich be-
kanntgemacht. 
 
Hinweise:  
 
1.)  Auf die Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 BauGB wird hingewiesen.  
 

Unbeachtlich für die Rechtswirksamkeit der Flächennutzungsplanänderung werden  
 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,  

 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften 

über das Verhältnis des Flächennutzungsplans und  
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3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungs-plans 
schriftlich gegenüber der Gemeinde Schwalmtal, Markt 20, 41366 Schwalmtal unter Darle-
gung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 

 
2.) Nach § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen kann  

eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung  
beim Zustandekommen dieser Flächennutzungsplanänderung nach Ablauf eines Jahres seit 
dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,  

 
a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt,  

 
b)  diese Flächennutzungsplanänderung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich  

bekannt gemacht worden,  
 

c)  der Bürgermeister hat den Feststellungsbeschluss vorher beanstandet,  
 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde Schwalmtal vorher 
gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt.  

 
Schwalmtal, den 22.07.2019 
 
In Vertretung: 
 
 
gez.: Bernd Gather  
 

 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  

Abgrenzung Flächennutzungsplan, 
4. Änderung 

© Kreis Viersen 2018 
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511/2019 Bekanntmachung über den Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes 

Wa/63 „ehemalige Schlossbrauerei“ gemäß § 10 Abs. 3 BauGB in Verbindung mit §§ 

44 Abs. 5 und 215 Abs. 2 BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom 

03. November 2017 (BGBl. I S. 3634). 

 
Der Rat der Gemeinde Schwalmtal hat am 21.05.2019 den Bebauungsplan Wa/63 „ehemalige 
Schlossbrauerei“ gemäß § 10 Abs. 1 BauGB in Verbindung mit § 7 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) als Satzung beschlossen.  
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist aus dem nachstehend abgedruckten Kartenaus-
schnitt ersichtlich.  
 
Der Bebauungsplan Wa/63 „ehemalige Schlossbrauerei“ mit Begründung und einer zusammenfas-
senden Erklärung nach § 10 Abs. 4 BauGB liegt ab sofort im Rathaus der Gemeinde Schwalmtal, 
Fachbereich Planung, Verkehr und Umwelt, Markt 20, Zimmer 210, während der Dienststunden zu 
jedermanns Einsicht öffentlich aus. Über den Inhalt des Planes, der Begründung und der zusam-
menfassenden Erklärung wird auf Verlangen Auskunft erteilt. 
 
Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan in Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung  
 
Der Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes Wa/63 „ehemalige Schlossbrauerei“, Ort und Zeit der 
Auslegung sowie die aufgrund des Baugesetzbuches (BauGB) und der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) erforderlichen Hinweise werden hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. 
 
Hinweise:  
 
A)  Es wird darauf hingewiesen, dass Entschädigungsberechtigte nach § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 

und Abs. 4 BauGB in den Fällen der §§ 39 bis 42 BauGB Entschädigung verlangen können 
und dass sie die Fälligkeit ihrer Ansprüche durch einen bei dem Entschädigungspflichtigen 
zu stellenden schriftlichen Antrag auf Entschädigungsleistung herbeiführen können. Entschä-
digungsansprüche erlöschen, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalen-
derjahres, in dem der Vermögensnachteil eingetreten ist, die Fälligkeit des Anspruches her-
beigeführt wird.  

 
B)  Auf die Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 BauGB wird hingewiesen.  
 

Unbeachtlich für die Rechtswirksamkeit des Bebauungsplanes werden  
 

4. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,  

 
5. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften 

über das Verhältnis des Bebauungsplans und  
 

6. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Bebauungsplanes schrift-
lich gegenüber der Gemeinde Schwalmtal, Markt 20, 41366 Schwalmtal unter Darlegung des 
die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 
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C) Nach § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen kann  
eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung  
beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntma-
chung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,  

 
a)  ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren fehlt,  

 
b)  diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,  

 
c)  der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet,  

 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde Schwalmtal vorher 

gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt.  

 
 
Schwalmtal, den 22.07.2019 
 
In Vertretung: 
 
 
 
gez.: Bernd Gather  
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Stadt Viersen 
 

512/2019 Öffentliche Zustellung 

 
Der an Anna Tanska, zuletzt wohnhaft  Lange Str. 111, 41751 Viersen, gerichtete Gebührenbescheid 
vom 08.04.19 (Aktenzeichen: 184/25823) konnte nicht zugestellt werden, da der Aufenthaltsort des 
Empfängers unbekannt ist. Es erfolgt daher die öffentliche Zustellung im Amtsblatt des Kreises Vier-
sen. 
 
Die Bescheide können bei der Stadt Viersen, Fachbereich Feuerwehr und Zivilschutz – Einsatz und 
Organisation, Verwaltung -, Zimmer V-I-03, Gerberstr.3, 41748 Viersen, eingesehen werden.  
 
Die Bescheide gelten zwei Wochen nach Veröffentlichung im Amtsblatt des Kreises Viersen als zu-
gestellt. 
 
Viersen, den 16.07.19 
 
Stadt Viersen 
Die Bürgermeisterin 
Fachbereich Feuerwehr und Zivilschutz 
- Einsatz und Organisation, Verwaltung – 
Im Auftrag 
gez. Rommelrath 
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513/2019 Bebauungsplan Nr. 26-4 "Krefelder Straße / Robend" in Viersen 

- Bericht über die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB 

sowie der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 

BauGB 

- Beschluss über die Aufstellung des Bebauungsplanes gem. § 2 Abs. 1 BauGB 

- Beschluss über die öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB 

 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung und -planung der Stadt Viersen hat in seiner Sitzung am 

08.07.2019 folgenden Beschluss gefasst: 

 

„Der Ausschuss für Stadtentwicklung und -planung der Stadt Viersen nimmt die Stellungnahmen und 

Meinungsäußerungen der Öffentlichkeit sowie der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-

lange im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung zur Kenntnis und beschließt die Aufstellung und Betei-

ligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB sowie die Beteiligung der Behörden und sonstigen 

Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB für den Bebauungsplan Nr. 26-4 "Krefelder 

Straße / Robend".“ 

 

Hinweise zum Beschluss 
 
Das Plangebiet des Bebauungsplanes Nr. 26-4 "Krefelder Straße / Robend" bezieht sich auf einen 

Bereich im östlichen Siedlungsbereich im Stadtteil Viersen, südlich der Krefelder Straße und östlich 

der Straße Robend. Es umfasst die Flurstücke Nr. 138, 270, 397, 479 sowie Teile des Flurstücks 488 

der Flur 4 der Gemarkung Viersen und bildet eine Fläche von insgesamt ca. 1,4 ha. Das Plangebiet 

umfasst Grundstücksflächen der ehemaligen Papierfabrik an der Krefelder Straße und weitere Teil-

flächen an der Straße Robend sowie im Eckbereich Krefelder Straße / Robend. 

 

Ziel der Aufstellung des Bebauungsplanes ist es, die Planungsrechtlichen Voraussetzungen für die 

Folgennutzung der ehemaligen Papierfabrik zu ermöglichen. Dieser Schritt ist notwendig, da die Fol-

genutzung nicht in Gänze mit dem gegenwärtigen vorhandenen Planungsrecht vereinbar ist. Das Ent-

wicklungskonzept des Investors sieht vor, die ehemalige Papierfabrik unter besonderer Berücksichti-

gung der historischen Bausubstanz umzugestalten und mit attraktiven Nutzungen in Form von nicht 

störendem Gewerbe, Büros und sozialen (Wohn-) Nutzungen neu zu beleben. Die an das eigentliche 

Entwicklungsgrundstück der Papierfabrik angrenzende Wohnbebauung an der Straße Robend soll in 

den Bebauungsplan einbezogen werden, um die - planungsrechtlich in einem Gewerbegebiet lie-

gende - faktische Wohnnutzung zu sichern und weiterzuentwickeln. 

 

Der vom Ausschuss für Stadtentwicklung und -planung der Stadt Viersen am 08.07.2019 gefasste 

Beschluss über die Aufstellung und die öffentliche Auslegung des Bebauungsplanes Nr. 26-4 "Krefel-

der Straße / Robend" in Viersen wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 

 

Die öffentliche Auslegung erfolgt vom 01.08.2019 bis einschließlich 09.09.2019. 

 

Aufgrund des Beschlusses liegt der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 26-4 "Krefelder Straße / Ro-

bend" einschließlich Begründung und den vorliegenden Gutachten im Fachbereich 60 Stadtentwick-

lung, Bahnhofstraße 23 - 29, 41747 Viersen, Rathaus, 2. Obergeschoss, während der folgenden 

Dienststunden öffentlich aus: 

 

montags bis donnerstags  von 08:00 - 12:30 Uhr und von 14:00 - 17:00 Uhr 

freitags    von 08:00 - 12:30 Uhr 
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Die Unterlagen können zur zusätzlichen Information auch im Internet unter www.viersen.de/de/in-

halt/bauleitplaene-im-verfahren eingesehen werden. 

 

Gemäß § 3 Abs. 2 BauGB wird darauf hingewiesen, dass während der Auslegungsfrist Stellungnah-

men zum Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 26-4 "Krefelder Straße / Robend" bei der Stadtverwaltung 

Viersen abgegeben werden können. Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der 

Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben. 

 

Das Verfahren zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 26-4 "Krefelder Straße / Robend" erfolgt 

gemäß § 13 a Baugesetzbuch (BauGB). Gemäß § 13 a Abs. 2 i.V.m. § 13 Abs. 3 BauGB wird von der 

Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß § 2 Abs. 4 BauGB, dem Umweltbericht nach § 2 a, der Angabe 

nach § 3 Abs. 2 Satz 2, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, sowie von der 

zusammenfassenden Erklärung nach § 6 Abs. 5 Satz 3 und § 10 Abs. 4 abgesehen. Unbeachtlich 

dessen werden alle umweltrelevanten Faktoren während der Planaufstellung beachtet und innerhalb 

der Begründung beschrieben. 

 
Grundlage für diesen Beschluss sind die §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666/SGV. NRW. 
2023), zuletzt geändert durch Gesetz vom 11 April 2019 (GV. NRW. S. 202) in Verbindung mit den 
§§ 2, 3 und § 13a des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung vom 03. November 2017 (BGBl. I 
S. 3634) und des § 89 der Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesbauordnung – 
BauO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 26 März 2018 (GV. NRW. S. 193). 
 
Viersen, den 17.07.2019 
 
In Vertretung 
 
 
gez. 
F r i t z s c h e 
Techn. Beigeordnete 
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514/2019 Bebauungsplan Nr. 180-4 "Brüsseler Allee / Bahnhofsplatz", Viersen 

- Bericht über die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB 

sowie der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 

BauGB 

- Beschluss über die öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB 

 

Der Ausschuss für Stadtentwicklung und -planung der Stadt Viersen hat in seiner Sitzung am 

06.11.2018 folgenden Beschluss gefasst: 

 

"Der Ausschuss für Stadtentwicklung und -planung der Stadt Viersen nimmt die Stellungnahmen und 

Meinungsäußerungen der Öffentlichkeit sowie der Behörden und Träger öffentlicher Belange im Rah-

men der frühzeitigen Beteiligungen zur Kenntnis und beschließt die öffentliche Auslegung des Bebau-

ungsplanes Nr. 180-4 "Brüsseler Allee / Bahnhofsplatz" gemäß § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch." 

 

 

Hinweise zum Beschluss 
 
Das Plangebiet des Bebauungsplanes Nr. 180-4 "Brüsseler Allee / Bahnhofsplatz" bezieht sich auf 

einen Bereich im Stadtteil Alt-Viersen, östlich der Brüsseler Allee, westlich der Goethestraße zwischen 

den Straßen Eichelnbusch im Süden und Bahnhofsplatz im Norden.   

 

Das hieraus gebildete Plangebiet umfasst eine Fläche von insgesamt ca. 8.500 m² (0,85 ha). Der 

genaue Verlauf der Grenze des räumlichen Geltungsbereiches ist der Planzeichnung zu entnehmen. 

 

Grundlegendes städtebauliches Ziel der vorliegenden Planung ist es, Viersen als Wohn- und Gewer-

bestandort zu stärken und eine qualitätsvolle straßenbegleitende Bebauung in zentraler Lage zu ent-

wickeln. Die zentrale Lage des Standortes am Bahnhof Viersen bietet seinen künftigen Nutzern durch 

eine Vielzahl sozialer Infrastruktureinrichtungen in unmittelbarer Nähe, der fußläufige Erreichbarkeit 

des Viersener Stadtzentrums und nicht zuletzt durch eine verkehrsgünstige Anbindung eine hohe 

Qualität.  

 

Mit Umgestaltung des Bahnhofsvorplatz und der Fertigstellung des Innerstädtischen Erschließungs-

ringes bietet sich nun die Möglichkeit diese städtebaulich wertvolle Fläche - u.a. als "Visitenkarte" des 

Bahnhofes - baulich zu entwickeln und somit den Vorplatz räumlich zu fassen. 

 

Aufgrund der umgebenden Strukturen und Gebäudetypologien ist die Entwicklung einer gemischten 

Nutzung durch eine straßenbegleitende mehrgeschossige Bebauung geplant. 

 

Der vom Ausschuss für Stadtentwicklung und -planung der Stadt Viersen am 06.11.2018 gefasste 

Beschluss über die öffentliche Auslegung des Bebauungsplanes Nr. 180-4 "Brüsseler Allee/Bahn-

hofsplatz" in Viersen wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 

 

Die öffentliche Auslegung erfolgt vom 01.08.2019 bis einschließlich 09.09.2019. 

 

Aufgrund des Beschlusses liegt der Entwurf des Bebauungsplanes 180-4 "Brüsseler Allee/Bahnhofs-

platz" einschließlich Begründung und den vorliegenden Gutachten im Fachbereich 60 Stadtentwick-

lung, Bahnhofstraße 23 - 29, 41747 Viersen, Rathaus, 2. Obergeschoss, während der folgenden 

Dienststunden öffentlich aus: 

 

montags bis donnerstags  von 08:00 - 12:30 Uhr und von 14:00 - 17:00 Uhr 

freitags    von 08:00 - 12:30 Uhr 
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Die Unterlagen können zur zusätzlichen Information auch im Internet unter www.viersen.de/de/in-

halt/bauleitplaene-im-verfahren eingesehen werden. 

 

Gemäß § 3 Abs. 2 BauGB wird darauf hingewiesen, dass während der Auslegungsfrist Stellungnah-

men zum Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 180-4 "Brüsseler Allee/Bahnhofsplatz" bei der Stadtver-

waltung Viersen abgegeben werden können. Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können 

bei der Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben. 

 

Das Verfahren zur Aufstellung des Bebauungsplanes 180-4 "Brüsseler Allee/Bahnhofsplatz" erfolgt 

gemäß § 13 a Baugesetzbuch (BauGB). Gemäß § 13 a Abs. 2 i.V.m. § 13 Abs. 3 BauGB wird von der 

Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß § 2 Abs. 4 BauGB, dem Umweltbericht nach § 2 a, der Angabe 

nach § 3 Abs. 2 Satz 2, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, sowie von der 

zusammenfassenden Erklärung nach § 6 Abs. 5 Satz 3 und § 10 Abs. 4 abgesehen. Unbeachtlich 

dessen werden alle umweltrelevanten Faktoren während der Planaufstellung beachtet und innerhalb 

der Begründung beschrieben.  

 
Grundlage für diesen Beschluss sind die §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666/SGV. NRW. 
2023), zuletzt geändert durch Gesetz vom 11 April 2019 (GV. NRW. S. 202) in Verbindung mit den 
§§ 2, 3 und § 13a des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung vom 03. November 2017 (BGBl. I 
S. 3634) und des § 89 der Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesbauordnung – 
BauO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 26 März 2018 (GV. NRW. S. 193). 
 
Viersen, den 17.07.2019 
 
In Vertretung 
 
 
gez. 
F r i t z s c h e 
Techn. Beigeordnete 
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Sonstige 
 

515/2019 Sparkasse Krefeld: Aufgebot einer Sparurkunde 

 
Das Aufgebot der Sparkassenbücher 
 
Nr. 3142002660 
Nr. 3142026982 
Nr. 3142084106 
Nr. 3142285786 
Nr. 4142173964 
Nr. 4142253576 
 
wird beantragt. 
 
Der Inhaber der Urkunden wird aufgefordert, binnen drei Monaten bei der unterzeichneten Spar-
kasse Krefeld seine Rechte anzumelden und die Urkunden vorzulegen, andernfalls wird die Kraftlos-
erklärung der Urkunden erfolgen. 
 
Krefeld, den 17.07.2019 
Sparkasse Krefeld 
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516/2019 Sparkasse Krefeld: Aufgebot einer Sparurkunde 

 
Das Aufgebot des Sparkassenbuches 
 
Nr. 3102891698 
 
wird beantragt. 
 
Der Inhaber der Urkunde wird aufgefordert, binnen drei Monaten bei der unterzeichneten Sparkasse 
Krefeld seine Rechte anzumelden und die Urkunde vorzulegen, andernfalls wird die Kraftloserklä-
rung der Urkunde erfolgen. 
 
Krefeld, den 17.07.2019 
Sparkasse Krefeld 
 
 
Das Aufgebot des Sparkassenbuches 
 
Nr. 3102346156 
 
wird beantragt. 
 
Der Inhaber der Urkunde wird aufgefordert, binnen drei Monaten bei der unterzeichneten Sparkasse 
Krefeld seine Rechte anzumelden und die Urkunde vorzulegen, andernfalls wird die Kraftloserklä-
rung der Urkunde erfolgen. 
 
Krefeld, den 17.07.2019 
Sparkasse Krefeld 
  



Nr. 25/2019 Amtsblatt des Kreises Viersen Seite 51 

517/2019 Schwalmtalwerke AöR: Jahresabschluss 2018 
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518/2019 Vertretungsbefugnisse für den Abfallbetrieb des Kreises Viersen 

 
Gem. § 9 Abs. 3 der Betriebssatzung für den Abfallbetrieb des Kreises Viersen -ABV- vom 09.12.2005, 
in der z.Zt. geltenden Fassung, wird hiermit öffentlich bekanntgemacht: 
 
Die im Amtsblatt des Kreises Viersen 2013, S. 321 bekanntgemachte Vertretungsbefugnis des Herrn 
Rainer Röder wird wegen seiner Abberufung als Betriebsleiter durch den Kreistag am 04.07.2019 aus 
dem Abfallbetriebes wiederrufen. 
Der Abfallbetrieb des Kreises Viersen wird seit Bestellung von Herrn Christian Böker zum Betriebslei-
ter durch den Kreistag am 04.07.2019 durch die Betriebsleiter Andreas Budde und Christian Böker 
vertreten.  
Die Betriebsleiter vertreten sich in Abwesenheit gegenseitig. 
 
Die Regelung tritt am 05.07.2019 in Kraft. 
 
 
 
 
Budde       Böker                               
Erster Betriebsleiter                                                           Betriebsleiter 
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